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Regierung ändert das EEG und 
KWKG
Die Senkung der Höchstvergütungen bei Wind und Photovolta-
ik sowie Entlastung des Eigenverbrauchs bei der KWK sind wich-
tige Ziele eines Gesetzentwurfs des Bundeswirtschaftsministeri-
ums.  VON ANGELIKA NIKIONOK-EHRLICH

Der „Entwurf zur Änderung des Erneuerba-
re-Energien-Gesetzes, des Kraft-Wärme-Kopp-
lungsgesetzes und weiterer Bestimmungen des 
Energierechts (EEG-/KWKG-Änderungsge-
setz)“, so der Titel, „bündelt verschiedene, ei-
lige Gesetzgebungsvorhaben aus dem Energie-
bereich“, heißt es im Vorspann zu den 
Regelungen, die das BMWi in die Ressortab-
stimmung gegeben hat und die E&M vorlie-
gen. Das Gesetz sei erforderlich, um auf die 
Preisentwicklung in den Ausschreibungen zu 
reagieren und um das EEG 2017, das KWKG 
und das Energiewirtschaftsgesetz an die euro-
päischen Vorgaben anzupassen. Das Bundes-
kabinett soll den Gesetzentwurf voraussicht-
lich am 9. Mai beschließen, die Verabschiedung 
des Gesetzes im Parlament noch vor der Som-
merpause erfolgen.

Höchstwert 5,70 Ct/kWh für Onsho-
re-Wind, 6,50 Ct/kWh für PV
Mit der EEG-Änderung in den Paragrafen 36b, 
Abs.1 und 37b, Abs. 1 soll angesichts der in 
den vergangenen Auktionen stark gesunkenen 

Preise für die kommenden Ausschreibungsrun-
den der Onshore-Windkraft (1. August und 
1. Oktober 2018 sowie 1. Februar 2019) der 
Höchstwert auf 5,70 Ct/kWh für den Referenz-
standort festgelegt werden.
Damit wird der ursprünglich im EEG enthalte-
ne Ausgangswert von 7 Ct/kWh signifikant ab-
gesenkt. „Der Wert wird damit einmalig um 
10 % abgesenkt. Dies entspricht dem maxima-
len Spielraum, den die Bundesnetzagentur in 
der Festlegungskompetenz in § 85a EEG 2017 
erhalten hat. Gleichzeitig entspricht er den Zu-
schlagswerten der ersten Ausschreibungsrun-
de von Mai 2017“, wird dazu erläutert.
Für Photovoltaik-Anlagen soll künftig ein 
Höchstwert von 6,50 Ct/kWh gelten, gegen-
über vorher 8,91 Ct/kWh. „Der neue Höchst-
wert entspricht dem durchschnittlichen Zu-
s c h l a g s w e r t e n  a l l e r  s e c h s 
Ausschreibungsrunden aus den Jahren 2016 
und 2017“, heißt es dazu. Zudem soll die jähr-
liche Anpassung des Höchstwertes bei Solar-
anlagen künftig in Abhängigkeit vom Zubau 
von Dachanlagen unter 750 KW Leistung er-
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folgen, die nicht dem Ausschreibungsregime 
unterliegen (atmender Deckel).

Offshore-Ausbauziel bleibt ohne 
Anhebung
Vergeblich sucht man in dem Gesetzentwurf 
die im Koalitionsvertrag zwischen Union und 
SPD vereinbarten Sonderausschreibungen für 
Wind und Solar von „je 4000 MW Onsho-
re-Windenergie und Photovoltaik“ sowie ei-
nem nicht näher bezifferten Offshore-Wind-
energiebeitrag, die „je zur Hälfte“ in 2019 und 
2020 wirksam werden sollten und „eine 
CO2-Senkung von acht bis zehn Millionen Ton-
nen CO2“ für das Klimaschutzziel 2020 erbrin-
gen sollten.
Mit  einer Änderung des Windener-
gie-auf-See-Gesetzes (WindSeeG) wird klarge-
stellt, dass sich das Ausbauziel für Windener-
gie auf See nur auf die installierte Leistung von 
solchen Anlagen bezieht, die an das Netz an-
geschlossen werden. Das Ausbauziel selbst 
bleibt unverändert bei 15  000  MW bis 
2030. Eine mit Blick auf die Klimaschutzziele 
notwendige Anhebung des Ziels erfolgt „dem-
nach erst zu einem späteren Zeitpunkt im Kon-
text des nächsten Netzentwicklungsplans“. Da-
für werde die Bundesregierung unter 
Berücksichtigung der Aufnahmefähigkeit der 
einen Vorschlag vorlegen, heißt es weiter.

Mit einer Änderung des Kraft-Wärme-Kopp-
lungsgesetz (KWKG) 2016 will das BMWi unter 
anderem die missliche Situation der KWK-Ei-
genversorgung bereinigen. Deren Wirtschaft-
lichkeit war durch das Auslaufen der Teil-Be-
freiung von der EEG-Umlage für Neuanlagen 
massiv Infrage gestellt. Laut dem neuen Para-
grafen 61b sollen nun KWK-Anlagen, in denen 
„ausschließlich erneuerbare Energien oder 
Grubengas eingesetzt“ nur mit 40  % der 
EEG-Umlage belastet werden.
Für alle anderen KWK-Neuanlagen zur Eigen-
stromerzeugung soll die Frage der Vergünsti-
gung in einer Erweiterung des  Paragrafen 
61 EEG geregelt werden, die aber noch nicht 
komplett ausgeführt ist. Hier will man das Er-
gebnis der laufenden Verhandlungen mit der 
EU-Kommission über die Konformität mit dem 
Beihilferecht abwarten und den Paragraphen 
dann dahingehend ergänzen. „Mit der in diesem 
Gesetz vorgelegten Neuregelung soll die Privi-
legierung so weit wie möglich wieder hergestellt 
werden“, betont das Ministerium. Zugleich wird 
darauf hingewiesen, dass die Regelung wieder-
um von Brüssel genehmigt werden muss.

Absenkung der Vergütung für Be-
standsanlagen
Im KWKG wird die Förderung von KWK-Be-
standsanlagen entsprechend dem Ergebnis der 
Evaluierung nach Paragraf 34, Abs. 1, KWKG 

abgesenkt: von derzeit 1,5 ct/kWh auf 0,7 ct/
kWh. „Die Anpassung ergibt sich aus den Vor-
gaben der beihilferechtlichen Genehmigung 
vom 24. Oktober 2016.“
Zudem wird klargestellt (§ 5 Abs. 1 KWKG), 
dass auch für förderfähige Modernisierungen 
von Anlagen in den Ausschreibungen eine 
Wartezeit von 10 Jahren gilt. Die Kumulierung 
von Investitionsbeihilfen mit der Förderung 
nach dem KWKG wird fortan ausgeschlossen 
(§ 7, Abs. 6 KWKG).

Kapazitätsreserve wird verschoben
Durch eine Änderung in Paragraf 13e EnWG 
wird der Beginn der Kapazitätsreserve um ein 
Jahr verschoben, „weil eine Ausschreibung 
zum 1. Oktober 2018 nicht mehr mit ausrei-
chend Vorlauf möglich ist“. Die Größe ist auf 
2000 MW festgelegt, es ist kein schrittweiser 
Aufbau mehr vorgesehen. „Die Beschaffung 
von mehr als 2 Gigawatt Reserveleistung ist 
nur nach vorheriger beihilferechtlicher Geneh-
migung möglich“, heißt es dazu.

Angesichts „drohender Versorgungsengpässe“ 
mit L-Gas durch Produktionseinschränkungen 
oder -stilllegungen (vor allem in den Nieder-
landen) soll mit einer EnWG-Änderung (§§ 
17 und 18) die Anschlusspflicht für L-Gas von 
Netzbetreibern gegenüber Letztverbrauchern 
gelockert werden.
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Streit um Fernwärme für Graz beendet
ÖSTERREICH. Der seit 2014 dauernde Rechtsstreit zwischen dem Wiener 

Verbund-Konzern und der Energie Steiermark über die Fernwärmeversorgung 

von Graz ist beendet. Das teilten die beiden Unternehmen in einer gemeinsamen 

Aussendung am 20. Dezember mit. Somit kann der Verbund die Rückstellungen 

für das betreffende Schiedsverfahren auflösen. In der Folge erhöht sich die 

Ebitda-Prognose für 2016 von bisher 980 Mio. Euro auf 1,010 Mrd. Euro und die 

Prognose für das Konzernergebnis von 385 auf 410 Mio. Euro, so der Verbund. 

Weil es sich um Einmaleffekte handelt, ergeben sich keine Auswirkungen auf das 

voraussichtliche bereinigte Konzernergebnis, das weiterhin mit rund 

315 Mio. Euro beziffert wird. Ein Sprecher der Energie Steiermark bestätigte, 

dass „natürlich“ auch sein Unternehmen Rückstellungen für das 

Schiedsverfahren bildete, die nun ebenfalls aufgelöst werden können. Die 

Auswirkungen auf die Bilanz würden entsprechend der Konzernpolitik aber erst 

bei der Präsentation der Jahresbilanz 2016 im kommenden Frühjahr 

kommuniziert. Bei der nun beigelegten Auseinandersetzung ging es um 

Folgendes: Im Mai 2014 kündigte der Verbund an, das unrentable Gaskraftwerk 

Mellach II (800 MW) einmotten zu wollen. / /  K l A U S  F I S c h E R
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Gazprom steigert export nach  West europa
GaS. Wie russische Medien am 4. März berichteten, hat der Gazprom-Konzern 

im Januar und Februar etwa 29,3 Mrd. m³ Gas nach West europa exportiert. 

Davon bezogen Deutschland 7,8 Mrd. m³ und Italien 3,9 Mrd. m³. Nach 

Großbritannien gingen 3,5 Mrd. m³ Gas, nach Frankreich 1,2 Mrd. m³. Während 

Westeuropa also 40 % mehr Gas aus Russland einführte, bezieht die Ukraine 

seit Jahresbeginn überhaupt kein russisches Gas mehr, weil sich die 

handelspartner weder auf einen Preis, noch auf eine liefermenge verständigen 

konnten. Mitte Januar erklärte der ukrainische Präsident Pietro Poroschenko, 

dass sein land nun endlich von russischem Gas unabhängig sei.  Seinen Bedarf 

deckt die Ukraine aktuell ausschließlich aus Speichern oder mit Gasliefe rungen 

aus europäischen ländern, auch Deutschland. / /  J O S E P h I N E  B O l l I N G E R - K A N N E

 zurück zum Inhalt 

RWe npower vor massivem  Stellenabbau
GRoSSbRItannIen. Um die finanzielle lage des britischen Energieversorgers 

zu verbessern, sollen 2 500 Stellen abgebaut werden, meldete der 

Fernsehsender Sky News. Dem Bericht zufolge werde das Unternehmen diesen 

Schritt in den nächsten Tagen bekannt geben. Auf Nachfrage wollte Npower die 

Meldung nicht kommentieren, allerdings hatte RWE-Finanzvorstand Bernhard 

Günther bereits Ende vergangenen Jahres in einem Interview den Stellenabbau 

bei dem britischen Unternehmen angedeutet. Es gebe im Vergleich zu den 

Kunden und zur Profitabilität zu viele Mitarbeiter hatte Günther damals gesagt. 

Npower hatte im November 2015 mitgeteilt, dass seit Anfang 2015 rund 200 000 

Kunden im Gas- und Stromgeschäft verloren gingen und in den ersten drei 

Quartalen 2015 ein Verlust von 66 Mio. Euro zu verbuchen war. / /  K A I  E c K E R T

 zurück zum Inhalt 

bosch thermotechnik wächst weiter 
bIlanZ. Nach Ansicht von Uwe Glock hat sich das Geschäft im vergangenen 

Jahr „hervor ragend entwickelt. In West- und Südeuropa konnten wir 

Marktanteile hinzugewinnen, vor allem in unseren Kernmärkten Deutschland, 

den Niederlanden, Großbritannien, Spanien und Österreich“, sagte der 

Vorsitzende des Bosch-Geschäftsbereichs Thermotechnik am 7. März. Das 

Unternehmen setzt auf drei Geschäftsfelder: heizsysteme für Wohngebäude, 

Warmwassergeräte im Wohnbereich und Anlagen für gewerbliche und 

industrielle heizungs- und Klimatisierungssysteme. „In allen drei Segmenten 

kommen wir gut voran und wollen stärker als der Markt wachsen. Diesen Kurs 

werden wir auch 2016 kontinuierlich weiter verfolgen“, kündigte Glock an. Auf 

der Messe ShK Essen sollen vom 9. bis 12. März Wärmepumpen, Speicher und 

Kaminöfen der neuesten Generation der Marken Junkers Bosch und Buderus 

vorgestellt werden. Zudem ist geplant, noch in diesem Jahr Gas-Wärmepumpen 

für Ein- und Zweifamilienhäuser sowie Brennstoffzellen-heizgeräte im Markt 

einzuführen. Im Warmwassermarkt für den Wohnbereich hat Bosch 

Thermotechnik mit einem neuen Fertigungsstandort in Mexiko seine 

internationale Präsenz ausgebaut. Im August 2015 wurde in Tepotzotlan, rund 

50 km nördlich von Mexico city, ein Werk für Gas-Durchlauferhitzer für den 

mexikanischen und lateinamerikanischen Markt eröffnet. Die neue 

Produktionsstätte bezeichnete Glock als einen „wichtigen Schritt für unsere 

Wachstumsstrategie im nordamerikanischen Markt und um unsere führende 

Position im internationalen Warmwassermarkt insgesamt auszubauen“. Im 

Bereich der Großanlagen mit gewerblichen und industriellen heizungs- und 

Klimatisierungsanlagen will sich das Unternehmen zum internationalen 

Systemanbieter weiterentwickeln. Im März 2015 wurde daher eine Kooperation 

mit dem chinesischen Unternehmen  Midea cAc für Klimageräte mit variablem 

Kältefluss vereinbart. Der Produktionsstart in hefei ist für Ende März dieses 

Jahres geplant. „Mit dem Joint Venture baut Bosch Thermotechnik sein 

Technologieportfolio im Großanlagengeschäft weiter aus. Damit eröffnen wir uns 

vielversprechende Wachstumschancen im internationalen Markt“, betont Glock. 

Die Bosch-Gruppe erzielte nach vorläufigen Zahlen im Geschäftsjahr 2015 

erstmals einen Umsatz von über 70 Mrd. Euro. / /  M I c h A E l  P E c K A
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Streit um Fernwärme für Graz beendet
ÖSTERREICH. Der seit 2014 dauernde Rechtsstreit zwischen dem Wiener 

Verbund-Konzern und der Energie Steiermark über die Fernwärmeversorgung 

von Graz ist beendet. Das teilten die beiden Unternehmen in einer gemeinsamen 

Aussendung am 20. Dezember mit. Somit kann der Verbund die Rückstellungen 

für das betreffende Schiedsverfahren auflösen. In der Folge erhöht sich die 

Ebitda-Prognose für 2016 von bisher 980 Mio. Euro auf 1,010 Mrd. Euro und die 

Prognose für das Konzernergebnis von 385 auf 410 Mio. Euro, so der Verbund. 

Weil es sich um Einmaleffekte handelt, ergeben sich keine Auswirkungen auf das 

voraussichtliche bereinigte Konzernergebnis, das weiterhin mit rund 

315 Mio. Euro beziffert wird. Ein Sprecher der Energie Steiermark bestätigte, 

dass „natürlich“ auch sein Unternehmen Rückstellungen für das 

Schiedsverfahren bildete, die nun ebenfalls aufgelöst werden können. Die 

Auswirkungen auf die Bilanz würden entsprechend der Konzernpolitik aber erst 

bei der Präsentation der Jahresbilanz 2016 im kommenden Frühjahr 

kommuniziert. Bei der nun beigelegten Auseinandersetzung ging es um 

Folgendes: Im Mai 2014 kündigte der Verbund an, das unrentable Gaskraftwerk 

Mellach II (800 MW) einmotten zu wollen. / /  K l A U S  F I S c h E R
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 � Studien: Enervis warnt vor Preiszonen-Aufteilung

Gazprom steigert export nach  West europa
GaS. Wie russische Medien am 4. März berichteten, hat der Gazprom-Konzern 

im Januar und Februar etwa 29,3 Mrd. m³ Gas nach West europa exportiert. 

Davon bezogen Deutschland 7,8 Mrd. m³ und Italien 3,9 Mrd. m³. Nach 

Großbritannien gingen 3,5 Mrd. m³ Gas, nach Frankreich 1,2 Mrd. m³. Während 

Westeuropa also 40 % mehr Gas aus Russland einführte, bezieht die Ukraine 

seit Jahresbeginn überhaupt kein russisches Gas mehr, weil sich die 

handelspartner weder auf einen Preis, noch auf eine liefermenge verständigen 

konnten. Mitte Januar erklärte der ukrainische Präsident Pietro Poroschenko, 

dass sein land nun endlich von russischem Gas unabhängig sei.  Seinen Bedarf 

deckt die Ukraine aktuell ausschließlich aus Speichern oder mit Gasliefe rungen 

aus europäischen ländern, auch Deutschland. / /  J O S E P h I N E  B O l l I N G E R - K A N N E
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RWe npower vor massivem  Stellenabbau
GRoSSbRItannIen. Um die finanzielle lage des britischen Energieversorgers 

zu verbessern, sollen 2 500 Stellen abgebaut werden, meldete der 

Fernsehsender Sky News. Dem Bericht zufolge werde das Unternehmen diesen 

Schritt in den nächsten Tagen bekannt geben. Auf Nachfrage wollte Npower die 

Meldung nicht kommentieren, allerdings hatte RWE-Finanzvorstand Bernhard 

Günther bereits Ende vergangenen Jahres in einem Interview den Stellenabbau 

bei dem britischen Unternehmen angedeutet. Es gebe im Vergleich zu den 

Kunden und zur Profitabilität zu viele Mitarbeiter hatte Günther damals gesagt. 

Npower hatte im November 2015 mitgeteilt, dass seit Anfang 2015 rund 200 000 

Kunden im Gas- und Stromgeschäft verloren gingen und in den ersten drei 

Quartalen 2015 ein Verlust von 66 Mio. Euro zu verbuchen war. / /  K A I  E c K E R T

 zurück zum Inhalt 

bosch thermotechnik wächst weiter 
bIlanZ. Nach Ansicht von Uwe Glock hat sich das Geschäft im vergangenen 

Jahr „hervor ragend entwickelt. In West- und Südeuropa konnten wir 

Marktanteile hinzugewinnen, vor allem in unseren Kernmärkten Deutschland, 

den Niederlanden, Großbritannien, Spanien und Österreich“, sagte der 

Vorsitzende des Bosch-Geschäftsbereichs Thermotechnik am 7. März. Das 

Unternehmen setzt auf drei Geschäftsfelder: heizsysteme für Wohngebäude, 

Warmwassergeräte im Wohnbereich und Anlagen für gewerbliche und 

industrielle heizungs- und Klimatisierungssysteme. „In allen drei Segmenten 

kommen wir gut voran und wollen stärker als der Markt wachsen. Diesen Kurs 

werden wir auch 2016 kontinuierlich weiter verfolgen“, kündigte Glock an. Auf 

der Messe ShK Essen sollen vom 9. bis 12. März Wärmepumpen, Speicher und 

Kaminöfen der neuesten Generation der Marken Junkers Bosch und Buderus 

vorgestellt werden. Zudem ist geplant, noch in diesem Jahr Gas-Wärmepumpen 

für Ein- und Zweifamilienhäuser sowie Brennstoffzellen-heizgeräte im Markt 

einzuführen. Im Warmwassermarkt für den Wohnbereich hat Bosch 

Thermotechnik mit einem neuen Fertigungsstandort in Mexiko seine 

internationale Präsenz ausgebaut. Im August 2015 wurde in Tepotzotlan, rund 

50 km nördlich von Mexico city, ein Werk für Gas-Durchlauferhitzer für den 

mexikanischen und lateinamerikanischen Markt eröffnet. Die neue 

Produktionsstätte bezeichnete Glock als einen „wichtigen Schritt für unsere 

Wachstumsstrategie im nordamerikanischen Markt und um unsere führende 

Position im internationalen Warmwassermarkt insgesamt auszubauen“. Im 

Bereich der Großanlagen mit gewerblichen und industriellen heizungs- und 

Klimatisierungsanlagen will sich das Unternehmen zum internationalen 

Systemanbieter weiterentwickeln. Im März 2015 wurde daher eine Kooperation 

mit dem chinesischen Unternehmen  Midea cAc für Klimageräte mit variablem 

Kältefluss vereinbart. Der Produktionsstart in hefei ist für Ende März dieses 

Jahres geplant. „Mit dem Joint Venture baut Bosch Thermotechnik sein 

Technologieportfolio im Großanlagengeschäft weiter aus. Damit eröffnen wir uns 

vielversprechende Wachstumschancen im internationalen Markt“, betont Glock. 

Die Bosch-Gruppe erzielte nach vorläufigen Zahlen im Geschäftsjahr 2015 

erstmals einen Umsatz von über 70 Mrd. Euro. / /  M I c h A E l  P E c K A
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Kommentar: Schlechter Auftakt
Mit seinem Gesetzesentwurf für eine Mini-EEG-Novelle bleibt Wirtschaftsminister Altmaier hinter 
den Vereinbarungen des Koalitionsvertrages zurück und brüskiert die Sozialdemokraten.   
VON RALF KÖPKE

MEINUNG. Klima- und energiepolitisch be-
ginnt die neue Große Koalition genauso wie 
die alte geendet hat: mit ziemlich viel Murks. 
Was Peter Altmaier, der neue Wirtschafts- und 
Energieminister, als Gesetzesentwurf für eine 
Mini-Reparaturnovelle des Erneuerbare-Ener-
gien-Gesetzes (EEG) vorgelegt hat, bleibt deut-
lich hinter den schwarz-roten Vereinbarungen 
im Koalitionsvertrag zurück. Dass Svenja 
Schulze, die neue Bundesumweltministerin 
mit SPD-Parteibuch, bei der Ressortabstim-
mung ihr Veto gegen Altmaiers Vorschläge ein-
gelegt hat, ist nachvollziehbar. Es gibt Genos-
sen, die in Altmaiers Entwurf einen Bruch der 
energiepolitischen Vereinbarungen im Koali-
tionsvertrag sehen.
So verzichtet der CDU-Energieminister in sei-
nem Entwurf gänzlich auf die zusätzlichen Vo-
lumina für die Windkraft an Land und die Pho-
t o v o l t a i k  b e i  d e n  a n s t e h e n d e n 
Ausschreibungsrunden in diesem Jahr. In ihrem 

„Ehevertrag“ hatten sich Union und Sozialde-
mokraten für die kommenden beiden Jahren auf 
ein Plus von jeweils 4 000 Megawatt Wind- und 
Solarenergie bei den Auktionen verständigt.
Diese zusätzlichen Mengen sollen helfen, so 
die ursprüngliche Intention, irgendwie noch 
in die Nähe des für 2020 vereinbarten Klima-
ziels einer 40-prozentigen Reduktion der 
CO2-Emissionen zu kommen. Das ist aber nur 
möglich, wenn die Auktionen für die zusätzli-
chen Wind- und Solaranlagen so schnell wie 
möglich organisiert werden – Windturbinen 
können bekanntlich nicht über Nacht gefertigt 
und dann errichtet werden. Mit seiner Absage 
für zusätzliche Ausschreibungsmengen brüs-
kiert der CDU-Energieminister auch die Län-
derkammer, die sich dafür Anfang dieses Jah-
res explizit ausgesprochen hatte. Der Vorstoß 
dafür kam übrigens aus Nordrhein-Westfalen, 
wo Altmaiers Parteifreund Armin Laschet eine 
CDU/FDP-Regierung führt.

Unverständlich ist auch, dass Altmaier in sei-
nem Gesetzentwurf darauf verzichtet, einen 
der größten Schwachpunkte des bisherigen 
Ausschreibungsregimes zu korrigieren: Bei den 
bisherigen Bieterwettbewerben sind die Regi-
onen südlich der Rhein-Main-Linie ziemlich 
abgehängt worden. Ein flächendeckender Aus-
bau der Windkraft wird so in den kommenden 
Jahren nicht stattfinden. Was schlecht für das 
Gelingen der Energiewende und insbesondere 
die Akzeptanz der Onshore-Windkraft ist. In 
Norddeutschland wird daher der Schwerpunkt 
des weiteren Windkraftausbaus liegen, was die 
dortige Bevölkerung kaum goutieren dürfte.
Mit einer Regionalquote bei den Ausschreibun-
gen ließe sich das offensichtliche Ungleichge-
wicht bei den Ausschreibungen korrigieren. 
Davon will Altmaier aber nichts wissen. Wind-
kraft-Investoren südlich der Rhein-Main-Linie 
erschwert der Bundeswirtschaftsminister zu-
sätzlich das Leben, indem er den Höchstpreis 
bei künftigen Ausschreibungen von 6,3 auf 
5,7 Cent je Kilowattstunde senken will. Bei den 
damit verbundenen mauen wirtschaftlichen 
Aussichten dürften sich im Süden immer we-
niger Stadtwerke, Energieversorger, Energie-
genossenschaften und Investoren finden, die 
sich auf den jahrelangen und beschwerlichen 
Weg machen, überhaupt noch die Genehmi-
gung für eine Windkraftanlage bekommen zu 
wollen. Mit Senkung des Höchstpreises will Alt-
maier anscheinend seiner jüngst geäußerten 
Vorstellung ein Stück näher kommen, dass er-
neuerbare Energien bis Mitte der nächsten De-
kade keine Förderung mehr brauchen sollten.
In Altmaiers jüngst begonnener Amtszeit steht 
nicht das Mehr an grünen Kilowattstunden im 
Vordergrund, sondern Stromnetze. Das zeigt 
sich eindrucksvoll an einer geplanten Änderung 
im Wind-auf-See-Gesetz. Der dänische Energie-
konzern Oersted (ehemals Dong) hatte in den 
vergangenen Wochen für den Vorschlag gewor-
ben, künftig den Strom aus neuen Offsho-
re-Windparks nicht mehr ausschließlich ins Netz 
einspeisen zu müssen, sondern den Saft an Land 
beispielsweise in Wasserstoff umzuwandeln und 
dann zu vermarkten. An dieser möglichen Netz-
entlastung hat Altmaier anscheinend Gefallen.
Ob und wie mit ihm das zwischen Union und 
Sozialdemokraten vereinbarte 65-Prozent-Ziel 
bei der Ökostromerzeugung bis 2030 erreicht 
werden kann, dahinter türmen sich an dem 
nun vorgelegten Entwurf für das EEG-Repara-
turgesetz ein Reihe von Fragezeichen auf.

E&M CHEFREPORTER 
RALF KÖPKE
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Rechtsstreit um Netzrenditen geht weiter
Die Bundesnetzagentur hat Beschwerde gegen das Urteil des Oberlandesgerichts Düsseldorf  
eingelegt, das eine Neufestlegung der Eigenkapitalzinssätze der Netzbetreiber verlangt.   
VON FRITZ WILHELM

REGULIERUNG. „Die von uns festgelegten 
Zinssätze stellen aus meiner Sicht eine aus-
kömmliche Grundlage für Investitionen in die 
Energieinfrastruktur dar. Höhere Renditen 
sind sachlich nicht angemessen“, erklärte Jo-
chen Homann, Präsident der Bundesnetzagen-
tur. In einer Mitteilung der Behörde bezeichnet 
er sie als „Anwalt der Verbraucher“. Notwen-
dige Infrastrukturinvestitionen müssten zwar 
attraktiv gemacht werden. Gleichzeitig wolle 
die Bundesnetzagentur aber auch unsachge-
mäß hohe Renditen verhindern.
Das Oberlandesgericht (OLG) Düsseldorf habe 
der Vorgehensweise der Bundesnetzagentur 
in vielen Punkten zugestimmt, heißt es weiter. 
Bei der Festlegung der Eigenkapitalzinssätze 
dürften jedoch nicht nur die Interessen der 
Netzbetreiber eine Rolle spielen. Es müssten 
auch die Ziele einer sicheren, preisgünstigen, 
verbraucherfreundlichen, effizienten und um-
weltverträglichen Energieversorgung berück-
sichtigt werden. Ob das Oberlandesgericht dies 
tatsächlich in rechtlich korrekter Art und Wei-
se gemacht habe, solle nun der Bundesge-
richtshof prüfen. Die Bundesnetzagentur sieht 
nach wie vor keinen fachlichen Fehler bei der 
Bestimmung der Eigenkapitalzinssätze.

Das Ober-
l a n d e s ge -
richt Düs-
seldorf hat 
a m 
2 2 .   Mä rz 
dieses Jah-
res die Bun-
d e s n e t z -
a g e n t u r 
dazu ver-
p f l i c h t e t , 
die Eigenka-
pitalzinssät-
z e  f ü r 
Strom- und 
Gasnetzbe-
treiber neu 
festzulegen. 
Der 3. Kar-
tellsenat be-
wertete in 
seinem Ur-
teil die von 
der Bundesnetzagentur für die dritte Regulie-
rungsperiode festgelegten Eigenkapitalzinssät-
ze als zu niedrig und daher nicht angemessen. 

Damit folgte das OLG der Argumentation von 
etwa 1 100 Netzbetreibern, die gegen die ur-
sprüngliche Festlegung der Bundesnetzagen-
tur Beschwerde eingelegt hatten. In 29 Mus-
terverfahren musste das Gericht über die 
Kürzung der Eigenkapitalzinssätze durch die 
Behörde von 9,05 % auf 6,91 % für Neuanla-
gen und von 7,14 % auf 5,12 % für Altanlagen 
entscheiden. Die Werte beziehen sich auf die 
jeweilige Regulierungsperiode der Jahre 2018 
bis 2022 für Gasnetze und 2019 bis 2023 für 
Stromnetze.
Die kalkulatorische Eigenkapitalverzinsung, in 
Form von Eigenkapitalzinssätzen für Alt- und 
Neuanlagen, wird bei der Festlegung der Er-
lösobergrenzen im Rahmen der Anreizregulie-
rung berücksichtigt und fließt somit in die Er-
mittlung der Netzentgelte ein.
Der eigentliche Streitpunkt ist die Höhe der 
Marktrisikoprämie, die ein wesentlicher Be-
standteil des Eigenkapitalzinssatzes ist. Die Be-
schwerdeführer hatten argumentiert, dass die-
se Marktrisikoprämie nicht auf sachgerechte 
Weise von der Bundesnetzagentur bestimmt 
worden sei. Das OLG schloss sich dieser Auf-
fassung an und teilte in seiner Urteilsbegrün-
dung mit, die Bundesnetzagentur habe „nicht 
mit einer wissenschaftlich vertretbaren und 
rechtlich beanstandungsfreien Vorgehenswei-
se“ die zu berücksichtigenden unternehmeri-
schen Risikofaktoren ermittelt.

Investitionen und Aufwendungen für die Netzinfrastruktur* der Verteilnetzbetreiber in Deutschland in den  
Jahren 2007 bis 2017 (in Millionen Euro)

Investitionen der Gasverteilnetzbetreiber in die Netzinfrastruktur in Deutschland in den  
Jahren 2009 bis 2017 (in Millionen Euro)
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Kritik und Lob für Beschwerde der Bundesnetzagentur
Der BDEW befürchtet nun eine Phase der Unsicherheit. BNE und die Verbrauchzentralen unterstüt-
zen hingegen die Regulierungsbehörde, weiter für niedrigere Eigenkapitalzinsen zu kämpfen.   
VON FRITZ WILHELM

REGULIERUNG. Nachdem die Bundesnetz-
agentur gegen das Urteil des Oberlandesge-
richts (OLG) Düsseldorf zur Festlegung der Ei-
genkapita lverz insung bei  Gas -  und 
Stromnetzbetreibern Beschwerde beim Bun-
desgerichtshof eingelegt hat, befürchtet der 
Bundesverband der Energie- und Wasserwirt-
schaft (BDEW) eine Phase der Unsicherheit. 
Es sei zwar das gute Recht der Behörde, den 
Rechtsweg voll auszuschöpfen. Angesichts des 
dringend notwendigen Netzaus- und Umbaus 
bezeichnete Stefan Kapferer den Schritt als je-
doch „sehr misslich“. Es sei unverständlich, 
warum die Bundesnetzagentur dem Urteil des 
OLG Düsseldorf nicht folge. „Fakt ist: Die Zins-
sätze liegen auf einem der letzten Plätze in Eu-
ropa − und das obwohl Deutschland zu den 
EU-Staaten mit dem größten Ausbaubedarf 
zählt“, so der Vorsitzende der BDEW-Hauptge-
schäftsführung.

BDEW: Zinsätze mit Privatanlegern 
nicht vergleichbar
Marktgerechte, international wettbewerbsfähi-
ge kalkulatorische Eigenkapitalzinssätze sind 
laut Kapferer ein wesentlicher Bestandteil, um 
die Finanzierung der Netzinfrastruktur sicher-
zustellen, den erforderlichen Netzausbau zu be-
schleunigen und damit auch Kosten aus Netz-
engpässen für die Netznutzer zu verhindern.
Neben dem Netzaus- und Umbau im Zuge der 
Energiewende müsse auch die Sektorkopplung 

vorangetrieben werden. Um der Elektromobi-
lität zum Durchbruch zu verhelfen, müssten 
die Verteilnetze verstärkt werden. Dies sei 
nicht „nice to have“, sondern zwingende Vor-
aussetzung, betont der BDEW-Hauptgeschäfts-
führer. Und auch für die Digitalisierung mit in-
telligenter Netztechnologie seien hohe 
Investitionen erforderlich. Alles in allem wür-
den sie sich in Milliardenhöhe bewegen.
Schließlich weist der BDEW darauf hin, dass 
der Eigenkapitalzinssatz gemäß Netzentgelt-
verordnung nur auf 40 % der Investitionssum-
me überhaupt angerechnet werden dürfe. Au-
ßerdem könne man die Verzinsung von 
Anlageinvestitionen in Unternehmen nicht mit 
Geldanlagen und Zinshöhen für Privatkunden 
vergleichen. Netzbetreiber stünden mit ver-
schiedenen anderen Branchen im Wettbewerb 
um Investoren. Auf die Entscheidung, in wel-
che Projekte Kapital fließe, habe die erzielbare 
Rendite wesentlichen Einfluss. Eben vor die-
sem Hintergrund würden andere EU-Staaten 
höhere Eigenkapitalzinsen für Energienetzin-
vestitionen zulassen.

BNE und Verbrauchzentralen unter-
stützen Netzagnetur
Positiv hat der Bundesverband Neue Energie-
wirtschaft (BNE) den Schritt der Bundesnetz-
agentur aufgenommen, vor das Bundesge-
richtshof zu gehen. „Viele Ansätze des vom 
OLG beauftragten und im Urteil aufgegriffenen 

Gutachtens sind wissenschaftlich umstritten. 
Insbesondere die Kritik an der Marktrisikoprä-
mie halten wir in dieser Form für nicht nach-
vollziehbar“, so Robert Busch, Geschäftsführer 
des BNE. Nach einem Gutachten, das der Ver-
band in Auftrag gegeben habe, seien die von 
der Bundesnetzagentur festgesetzten Zinssätze 
sogar noch zu hoch, betont Busch.
„Gerade vor dem Hintergrund der Tendenz zur 
Reintegration von Geschäftsbereichen bei vie-
len Energieunternehmen ist es wichtig, bei 
den Zinssätzen Maß zu halten, denn die hohen 
Gewinne aus dem Netz verzerren den Wettbe-
werb im Energiegeschäft“, so Busch. Die Tren-
nung der Geschäftsfelder Netz und Vertrieb 
bezeichnet er als „unzureichend“. Deshalb 
könnten integrierte Energieversorger Gewinne 
aus dem Netzbetrieb für ihre wettbewerbli-
chen Geschäftsbereiche nutzbar machen.
Klaus Müller, Vorstand des Bundesverbands 
der Verbraucherzentralen, argumentiert mit 
den Kosten der Energiewende. Die Verbrau-
cher würden bereits jetzt einen Großteil dieser 
Kosten tragen. Die Entscheidung der Bundes-
netzagentur, die Garantierenditen der Netzbe-
treiber zu senken, sei daher absolut notwendig 
gewesen. Es habe sogar Spielraum für eine 
noch deutlichere Senkung der Renditen be-
standen. „Wir begrüßen es ausdrücklich, dass 
die Bundesnetzagentur ihre Position auch vor 
dem Bundesgerichtshof vertreten wird“, so 
Müller.

Regierung hält am EU-Emissionshandel fest
Die Bundesregierung plant über den EU-Emissionshandel hinaus keine Teilnahme an weiteren 
CO2-Systemen.  VON STEFAN SAGMEISTER

EMISSIONSHANDEL. „Die Bundesregie-
rung plant derzeit nicht, an CO2-Beprei-
sungssystemen anderer Mitgliedstaaten teil-
zunehmen beziehungsweise ein zusätzliches 
multilaterales Bepreisungssystem einzufüh-
ren“, heißt es in einer Antwort der Bundes-
regierung auf eine Kleine Anfrage der Grü-
nen-Fraktion im Bundestag. Für die 
Bundesregierung sei das EU-Emissionshan-
delssystem das vorrangige Mittel zur Beprei-

sung von CO2-Emissionen. Die Bundesregie-
r u n g  we rd e  s i c h  we i t e rh i n  au f 
verschiedenen Ebenen für eine Ausweitung 
und Stärkung von CO2-Bepreisungssystemen 
einsetzen, ein Hebel seien dabei die 
G20-Staaten. Einen Zeitrahmen für eine ver-
stärkte Einbindung gebe es nicht. CO2- Be-
preisungssysteme gibt es in den G20-Staaten 
beziehungsweise Staatenverbänden: Euro-
päischen Union, Kanada, China, Südkorea, 

Mexiko und in zehn US-Bundesstaaten.
Auf die Frage der Grünen, welche Zielmarke 
die Regierung bei der CO2-Bepreisung anstre-
be, gab es zur Antwort, dass es im EU-Handels-
system nicht auf Preise, sondern auf vermin-
derte Ausstoßmengen ankomme. „Der 
europäische Emissionshandel ist ein mengen-
basierter Ansatz, der primär darauf ausgelegt 
ist, eine bestimmte Emissionsminderung zu 
erreichen.“

26. April 2018

http://www.energie-und-management.de
http://dip21.bundestag.de/dip21/btd/19/016/1901635.pdf
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Drei Vorsitzende für Kohle-Kommission?
Die Arbeitsgruppe Wirtschaft und Energie der SPD-Bundestagsfraktion plädiert für drei Vorsitzende 
der geplanten Kommission zum Kohleausstieg.  VON ANGELIKA NIKIONOK-EHRLICH

POLITIK. Laut einem unveröffentlichten Kon-
zept, über das die Deutsche Presseagentur be-
richtete, soll einer der Kommissionsvorsitzen-
den ein „parteiübergreifend anerkannter“ 
Vertreter mit entsprechender Verhandlungs-
erfahrungen sein, der kein politisches Amt und 
keine Führungsposition in der Wirtschaft be-
kleidet. Der zweite Vorsitzende soll die Kohle-
regionen vertreten, der dritte soll ein ausge-
wiesener Energie- und Klimaexperte sein.
Zu den Mitgliedern der Kommission „Wachs-
tum, Strukturwandel und Beschäftigung“, die 
einen Plan für den Kohleausstieg erarbeiten 
soll, sollten nach Ansicht der SPD-Wirtschafts-
politiker „Experten aus unterschiedlichen Be-

reichen“ zählen, unter anderem aus der Ener-
gie- und Klimapolitik sowie Vertreter aus 
Braunkohlekraftwerken, von Wirtschaftsver-
bänden und Gewerkschaften. Auch Abgeord-
nete aus den Regierungsfraktionen sollten teil-
nehmen.
Der klima- und energiepolitische Sprecher der 
Linken im Bundestag, Lorenz Gösta Beutin, 
zeigte sich „überrascht, dass die SPD-Bundes-
tagsfraktion nur Vertreter der Regierungsfrak-
tionen in die Kohlekommission aufzunehmen 
gedenkt.“ SPD und Union seien gut beraten, 
wenn sie bei der Besetzung der Kohlekommis-
sion die relevanten Akteure mit an den Ver-
handlungstisch holten. Die Linke sei in Ost-

deutschland „ein politisches Schwergewicht, 
besonders auch in Fragen von Kohleausstieg 
und Energiewende“, so Beutin. 
Bundeswirtschaftsminister Peter Altmaier 
(CDU) hatte auf eine Frage des Abgeordneten 
zur Zusammensetzung der Kohlekommission 
geantwortet, er gehe davon aus, dass man sich 
innerhalb der kommenden zwei Wochen mit 
der SPD über die Zusammensetzung der Koh-
lekommission einigen werde. „Ob die Opposi-
tionsfraktionen demokratisch beteiligt werden 
oder nicht, ließ er dabei offen“, so Beutin, der 
kritisiert, der Bundesminister strebe offenbar 
keinen breiten Konsens über den Kohleaus-
stieg an.

Kabinett beschließt Verordnung für  
einheitliche Netzentgelte
Bis 2023 soll eine schrittweise Angleichung der Entgelte im  
Übertragungsnetzbereich erfolgen.  VON FRITZ WILHELM

REGULIERUNG. Ein von Bundeswirtschafts-
minister Peter Altmaier (CDU) vorgelegter Ent-
wurf für eine Verordnung zur schrittweisen 
Einführung bundeseinheitlicher Übertragungs-
netzentgelte wurde am 25. April 2018 vom 
Bundeskabinett abgesegnet. Nun liege das Do-
kument dem Bundesrat vor, der noch seine Zu-
stimmung geben müsse, teilte das Bundeswirt-
schaftsministerium mit. 
D i e  Ve ro rd nu n g  ge h t  z u r ü c k  au f 
§24 Satz 1 Nummer 1 des Energiewirtschafts-
gesetzes, der im Zuge des Netzentgeltmoder-
nisierungsgesetzes neu aufgenommen wurde. 
Darin ist festgelegt, dass die Übertragungsnetz-
entgelte ab dem 1.  Januar 2019 für einen 
schrittweise steigenden Anteil der Übertra-
gungsnetzkosten einheitlich zu bestimmen 
sind und ab dem 1. Januar 2023 vollständig 
einheitlich festgelegt werden. Entsprechend 
soll der bundeseinheitliche Netzentgeltanteil 
im Jahr 2019 jeweils 20 %, im Jahr 2020 je-
weils 40 %, im Jahr 2021 jeweils 60 % und im 
Jahr 2022 jeweils 80 % der betroffenen Über-
tragungsnetzkosten erfassen. Die jeweils übri-
gen Netzentgeltanteile sollen in diesen Phasen 
wie bisher für jeden der vier deutschen Übe-
tragungsnetzbetreiber individuell bestimmt 
werden.
Thomas Bareiß, Parlamentarischer Staatsse-
kretär im Bundeswirtschaftsministerium, 
nennt die schrittweise Vereinheitlichung einen 
„richtigen Schritt“, der auch im Koalitionsver-

trag noch einmal bekräftig worden sei. „Der 
Ausbau der Übertragungsnetze dient der Ener-
giewende insgesamt und ist damit keine regio-
nale, sondern eine bundesweite Notwendig-
keit“, so der CDU-Politiker. Die schrittweise 
Angleichung ermögliche den betroffenen Netz-
regionen einen „abgefederten Übergang“.
In seinem Verordnungsentwurf begründet das 
Bundeswirtschaftsministerium die Anglei-
chung damit, dass die Netzkosten in zuneh-
mendem Maße durch Entscheidungen auf Bun-
desebene bedingt werden. Die Energiewende 
sei eine gesamtdeutsche Aufgabe, die nicht zu 
Lasten derjenigen Regionen gehen dürfe, in 
denen gute Erzeugungsbedingungen für Strom 
aus regenerativen Quellen bestünden, in de-
nen aber keine ausreichende erzeugungsnahe 
Nachfrage vorhanden sei.
Trotz der Angleichung der Netzentgelte werde 
jeder Übertragungsnetzbetreiber auch künftig 
separat reguliert und erhalte eine individuelle 
Erlösobergrenze nach Maßgabe der Anreizre-
gulierung. Die aus der Angleichung resultie-
renden Mehr- oder Mindereinnahmen bei den 
Netzbetreibern müssten untereinander ausge-
glichen werden.
„Auf diese Weise sollen die Einnahmen aus 
den Netzentgelten bei jedem Übertragungs-
netzbetreiber im Ergebnis in der Höhe verblei-
ben, die sich für das jeweilige Kalenderjahr aus 
seiner Erlösobergrenze ergibt“, heißt es in der 
Begründung des Verordnungsentwurfs.

Reinigungskräfte 
werden zu Energie-
beratern
Die Berliner Energieagentur 
(BEA) will Reinigungskräfte zu-
sätzlich zu Energieberatern aus-
bilden. Vermittelt werden diese 
dann über eine Internetplatt-
form.   
VON STEFAN SAGMEISTER

EFFIZIENZ. Die Berliner Energieagentur ar-
beitet dabei mit der Online-Vermittlungsplatt-
form Helpling zusammen, teilte die BEA mit. 
„Selbstständige Reinigungskräfte, die bei 
dem Berliner Start-up registriert sind, kön-
nen von der BEA zu Energiesparberatern 
qualifiziert werden und ihren Kunden diese 
zusätzliche Dienstleistung kostenfrei anbie-
ten“, heißt es weiter. Das Angebot der BEA 
richtet sich auch an freiwillige Pflegekräfte, 
die regelmäßig pflegebedürftige und alte 
Menschen besuchen.
Interessierte werden in einer halbtägigen 
Schulung weitergebildet und erhalten ein 
Zertifikat. Für ihre Vor-Ort-Termine werden 
sie mit Infomaterial ausgerüstet sowie mit 
Energiesparartikeln wie LED-Lampen, Kühl-
schrankthermometer oder schaltbare Ste-
ckerleisten, „die sie dann vor Ort in den 
Wohnungen kostenfrei installieren“. Zu-
nächst ist die Aktion auf das Land Berlin be-
grenzt. Gefördert wird sie vom Bundesum-
weltministerium.

http://www.energie-und-management.de
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Strom und Wärme 
für Berliner Enter-
tainment-Quartier 
Gasag Contracting versorgt ein neu entste-
hendes Hotel- und Veranstaltungsquartier 
neben der Mercedes-Benz Arena in der Nähe 
des Berliner Ostbahnhofs mit Strom, Wärme 
und Kälte.

CONTRACTING. Im Berliner Stadtteil Fried-
richshain, ganz in der Nähe des Ostbahnhofs, 
wird derzeit ein neues Quartier mit Veranstal-
tungshalle, zwei Hotels, mehreren Restaurants 
und Büros gebaut, die sich um den neu entste-
henden Mercedes Platz gruppieren. Die An-
schutz Entertainment Group (AEG) investiert 
rund 200 Mio. Euro in das Projekt. Die Versor-
gung mit Strom, Wärme und Kälte übernimmt 
die Gasag Contracting GmbH, wie das Unter-
nehmen am 19. Dezember mitteilte. Der 
Dienstleister versorgt bereits seit 2013 die be-
stehende Mercedes-Benz Arena an der Stirn-
seite des neuen Platzes mit Strom und Wärme. 
Die Energie dafür kommt aus einem Blockheiz-
kraftwerk (450 kW elektrische, 480 kW ther-
mische Leistung) auf dem Dach der früher O2- 
World genannten Konzert- und Sporthalle. Die 
vier neu entstehenden Gebäude mit einer Brut-
togeschossfläche von insgesamt 70 000 m2 
werden mit Fernwärmeanschlüssen ausgestat-
tet, Gasag Contracting wird die Wärme für de-
ren Versorgung von Vattenfall beziehen. Strom 
für die Gebäude kommen wie das Gas für das 
BHKW von der Gasag. Kälte für die Klimatisie-
rung soll eine Kompressionskälteanlage pro-
duzieren. Den Wärmebedarf der vier Neubau-
ten beziffert der Dienstleister auf 5,35 Mio. 
kWh, den Kältebedarf auf 1,93 Mio. kWh. „Die 
frühzeitige Einbindung in die Planungen für 
den Mercedes Platz ermöglichte es uns, die 
Wünsche des Kunden mit modernen Energielö-
sungen in Deckung zu bringen“, sagt Frank 
Mattat, Geschäftsführer der Gasag Contracting. 
Der Dienstleister biete „die ideale Lösung für 
die Energieversorgung unserer vielschichtigen 
Mieterstruktur“, lobt AEG-Manager Michael 
Kötter. Als Ergänzung zu den Energielieferun-
gen bietet Gasag Contracting für das Immobi-
lienmanagement des neuen Quartiers auch 
eine Smart-Meter-Lösung an, die ein effizientes 
Monitoring des Stromverbrauchs und eine ta-
gesaktuelle Abrechnung ermöglichen. Auch an 
die Elektromobilität wurde gedacht: Möglich 
seien die Installation von Ladesäulen für Elek-
troautos in den Parkgaragen und deren Belie-
ferung mit vor Ort im BHKW erzeugtem Strom, 
so eine Gasag-Sprecherin. // PETER FOCHT 

Müllwärme für Fern-
wärmeschiene Ruhr 
Künftig können rechnerisch rund 25 000 
Wohnungen im Ruhrgebiet mit Fernwärme 
beheizt werden, die aus der Müllverbren-
nungsanlage Herten ausgekoppelt wird. 

WÄRME.  Ab der Heizperiode 2018/2019 
wird erstmal Fernwärme im größeren Stil aus 
der Müllverbrennungsanlage, dem sogenann-
ten Rohstoffrückgewinnungs- Zentrum Ruhr 
(RZR), in Herten am nördlichen Rand des 
Ruhrgebiets ausgekoppelt. Die Abfallentsor-
gungsgesellschaft Ruhrgebiet AGR, als hundert-
prozentige Tochterunternehmen des Regional-
verbandes Ruhr Betreiberin des RZR, hat dafür 
entsprechende Verträge mit einer 15-jährigen 
Laufzeit mit gleichen drei Partnern geschlos-
sen: der Steag Fernwärme, Uniper Wärme und 
den Hertener Stadtwerken. Das Vertragswerk, 
das insgesamt 14 Einzelverträge enthalt, er-
möglicht es der Steag Fernwärme GmbH, künf-
tig eine thermische Leistung von rund 115 MW 
auszukoppeln und in ihre Fernwärmeschiene 
Ruhr einzuspeisen, über die rund 300 000 
Wohnungen in Essen, Gelsenkirchen und 
Bottrop mit Fernwärme versorgen werden. Da-
von leitet die Steag 57,5 MW an Uniper Wärme 
und 17 MW an die Hertener Stadtwerke GmbH 
weiter. Trotz des verschachtelten Vertragskom-
plexes nannte der CDU-Bundesabgeordnete 
und AGR-Aufsichtsratsvorsitzende Oliver Witt-
ke die Vereinbarung „ein ausgezeichnetes Bei-
spiel für die städteübergreifende Zusammen-
arbeit in der Metropole Ruhr.“ Zum besseren 
Vergleich: Aus ihrem Kraftwerk Herne 4 kop-
pelte die Steag rund 550 MW Wärme für die 

Fernwärmeversorgung aus. Eitel Sonnenschein 
herrschte jedenfalls auf Seiten der drei Fern-
wärmeanbieter. „Die Einspeisung der Abfall-
wärme hilft uns, unsere Wärmequellen weiter 
zu diversifizieren“, freute sich beispielsweise 
Udo Wichert, kaufmännischer Geschäftsführer 
der Steag Fernwärme, über den Vertragsab-
schluss. Und nicht nur das: „Die Einigung nach 
über zwei Jahren ist auch ein deutliches Signal 
an unsere Mannschaften, dass es mit der Fern-
wärmeversorgung im Ruhrgebiet weiter geht.“ 
Noch aus einem anderen Grund zeigt sich Wi-
chert, der altersbedingt Ende September kom-
menden Jahres in den Ruhestand geht, zufrie-
den: „Dank der Einspeisung aus dem 
Abfallkraftwerk wird der Primärenergiefaktor 
unserer Fernwärme, der derzeit bei 0,39 liegt, 
auf jeden Fall sinken. Das macht die Fernwär-
me noch attraktiver für die im Ruhrgebiet täti-
gen Immobiliengesellschaften“. Rein rechne-
risch können mit den rund 600 Mio. kWh 
Wärme rund 25 000 Wohnungen im Jahr be-
heizt werden. Ob es dazu kommt, hängt von 
den künftigen Vertriebsaktivitäten der drei 
AGR-Partner ab. Die Einspeisung der Abfallwär-
me, sagt Hertens Stadtwerke-Chef Thorsten 
Rattmann, „hilft uns auf jeden Fall, auch künf-
tig unsere revierweit günstigen Fernwärme-
preise zu halten.“ Der Kommunalversorger ver-
sorgt in der ehemaligen Bergbaustadt rund 2 
500 Zählpunkte und damit nach eigenen An-
gaben rund 10 000 Wohnungen mit Fernwär-
me, „Unser Ziel ist es auch künftig, jedes Jahr 
an die 50 neue Fernwärmekunden zu gewon-
nen, sei es Gewerbebetriebe oder Hausbesit-
zer“, so Rattmann. Um die Fernwärmeaus-
kopplung möglich zu machen, investiert die 
AGR in den kommenden Monaten rund 25 
Mio. Euro in eine neue Turbine, die auf eine 
Leistung von 12 MW elektrisch und 100 MW 
thermisch ausgelegt sein wird. In dieser Sum-
me sind unter anderem auch die Ausgaben für 
eine neue Leitwarte und die Fernwärmeüber-
gabe- Station enthalten. Bislang hatte die AGR 
nur 5 MW thermisch ausgekoppelt, um damit 
ein benachbartes Industriegebiet im Süden 
Hertens zu versorgen. Wesentlich fällt größer 
der Strom- Output aus: Im vergangenen Jahr 
erzeugte das RZR Herten rund 260 Mio. kWh 
Strom. Mit dem Vertrag über die 15-jährige 
Laufzeit brechen auch für die AGR, in deren 
Öfen in diesem Jahr nach eigenen Angaben 
rund 600 000 t Müll verbrannt werden, neue 
Zeiten an: „Unsere Aufgabe wird es sein, dafür 
zu sorgen, dass unsere Müllbunker stets mit 
den notwendigen Mengen für die energetische 
Verwendung gefüllt sind“, betonte AGR-Vor-
standschef Joachim Rogge, „diese Mengen wol-
len wir am besten im Verbund beschaffen.“  
// RALF KÖPKE
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Deutsch-belgisches
Atomabkommen
Deutschland und Belgien wollen in Fragen der atomaren 
 Sicherheit in Zukunft enger zusammenarbeiten.

KERNKRAFT.  Umweltministerin Barbara 
Hendricks und der belgische Innenminister Jan 
Jambon unterzeichneten am 19. Dezember in 
Brüssel ein Abkommen, das den Informations-
fl  uss zwischen den für die nukleare Sicherheit 
zuständigen Behörden verbessern soll. Kern 
des Abkommens ist ein regelmäßiger Informa-
tions- und Erfahrungsaustausch sowie die Bil-
dung einer gemeinsamen Expertenkommissi-
on. Sie sei froh, dass es in so kurzer Zeit 
gelungen sei, die Vereinbarung abzuschließen, 
sagte die Umweltministerin. „Das Nuklearab-
kommen ist ein großer Erfolg, auch wenn es 
sicher nicht alle Wünsche und Erwartungen 
der grenznahen Gemeinden erfüllen kann.“ Es 
bilde eine „verlässliche Grundlage für eine of-
fene und kritische Diskussion“ zwischen den 
beiden Ländern. Die deutsch-belgische Exper-
tenkommission soll erstmals 2017 tagen. 2015 
war es zu Meinungsverschiedenheiten zwi-
schen Berlin und Brüssel gekommen, nachdem 
die belgische Regierung die erneute Inbetrieb-
nahme der beiden Atomreaktoren Doel 3 und 
Tihange 2 genehmigt hatte. Im Druckbehälter 
beider Anlagen waren in der Vergangenheit 
Haarrisse gefunden worden, deren Ursache 
nicht vollständig geklärt ist. Die belgische 
Atomaufsicht sieht darin aber keine Gefahr für 
die Sicherheit der Reaktoren. Außerdem war 
es Weihnachten 2015 zu einem Brand im AKW 

Tihange gekommen, das nur 70 km von der 
deutschen Grenze entfernt ist. Bis zum AKW 
Doel östlich von Antwerpen sind es rund 150 
km. Belgien will zwar grundsätzlich aus der 
Atomkraft aussteigen, hat den Betrieb der bei-
den ältesten Reaktoren Doel 1 und 2 jedoch 
um zehn Jahre verlängert. Sie sollen erst 2025 
vom Netz gehen. In den grenznahen Gemein-
den, wo Zweifel an der Sicherheit der Anlagen 
bestehen, wird die Forderung nach einer Ab-
schaltung der Meiler immer lauter. Hendricks 
hatte die Sorgen vor einem Jahr als „berech-
tigt“ bezeichnet und den Belgiern „Flickschus-
terei“ vorgeworfen. Anfang des Jahres hatte sie 
den belgischen Behörden einen Fragenkatalog 
vorgelegt, der nur teilweise zur Zufriedenheit 
des deutschen Umweltministeriums beantwor-
tet wurde. Deutschland hat allerdings keinen 
Anspruch auf Mitsprache. Für die nukleare Si-
cherheit sind alleine die Nationalstaaten ver-
antwortlich. Die belgische Seite räumte aller-
dings ein, dass Deutschland ein Interesse am 
sicheren Betrieb der belgischen AKW habe. Es 
wäre besser gewesen, die deutschen Behörden 
von der Wiederinbetriebnahme zu unterrich-
ten, sagte Jambon in der Vergangenheit. Seit-
dem wurde über das Abkommen verhandelt. 
Die nun getroff  ene Vereinbarung ermöglicht 
beispielsweise gegenseitige Inspektionen von 
Atomanlagen. Ähnliche Vereinbarungen hat
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Umfrage zur Datenschutzgrundverordnung
Ein Schaubild sagt mehr als tausend Worte: In einer aktuellen Info-
grafik beleuchtet E&M regelmäßig Zahlen aus dem energiewirt-
schaftlichen Bereich.  VON REDAKTION

STATISTIK. Diese Grafik bildet das Ergebnis 
einer Umfrage unter Unternehmen zum Stand 
der Umsetzung der Datenschutzgrundverord-
nung (DSGVO) nach Branchen in Deutschland 
ab. Zum Zeitpunkt der Erhebung gaben 7 % 

der befragten Unternehmen aus dem Bereich 
Energie & Stadtwerke an, die automatischen 
Verarbeitung von personenbezogenen Daten 
entsprechend der DSGVO angepasst zu haben. 
Die EU-Verordnung tritt am 25. Mai in Kraft.
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Neue Geschäftsführer für Landis+Gyr
Der Anbieter von Energiemanagement-Lösungen, die Landis+Gyr GmbH, hat zum 1. April 
ihre Geschäftsführung erweitert.  VON ANDREAS KÖGLER

PERSONALIE. Thorsten Klöpper und Claus 
Wegemund sind Anfang April in die Ge-
schäftsführung der Landis+Gyr GmbH in 
Nürnberg berufen worden. Klöpper ist bereits 
seit 2016 für das Unternehmen tätig und wird 
künftig als bisheriger Leiter des Vertriebs für 
den Geschäftsbereich Energy Solutions auch 

das Deutschland- und Österreich-Geschäft 
führen. Wegemund ist seit 2013 Chief Finan-
cial Officer (CFO) der Gesellschaft und ver-
antwortet zudem den Finanzbereich der Ein-
h e i t  E n e r g y  P r o d u c t s .  We i t e r e r 
Geschäftsführer von Landis+Gyr bleibt Her-
bert Brunner.

http://www.energie-und-management.de
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Frisches Geld für PNE Wind
Der Cuxhavener Projektentwickler PNE Wind hat seine Schuldverschreibungen 
„2018/2023“ erfolgreich platziert und das endgültige Volumen auf 50 Mio. Euro festge-
legt.  VON ANDREAS KÖGLER

UNTERNEHMEN. Wie das Unternehmen 
mitteilte, entspreche dies dem angestrebten 
Wert. Der Zinssatzliegt den Angaben nach bei 
4 % pro Jahr und damit am unteren Ende der 
vorgesehenen Spanne von 4 bis 4,75 % pro 
Jahr.Das Unternehmen hatte die Anleihe An-
fang April angekündigt. Dabei sollen Schuld-
verschreibungen im Nennbetrag von je 
1 000 Euro begeben werden, die Laufzeit um-
fasst den Zeitraum vom 2. Mai 2018 bis zum 
2. Mai 2023. Als Joint Lead Manager der Trans-
aktion werden die IKB Deutsche Industriebank 
AG und die M.M.Warburg & CO agieren.
„Wir sind dabei, bis 2020 ein neues europäi-
sches Windpark-Portfolio mit rund 200 MW 

aufzubauen. Zudem erweitern wir unser Ge-
schäftsmodell und entwickeln uns weiter zu 
einem Clean Energy Solution Provider – einem 
Anbieter von Lösungen für saubere Energie. 
Mit dieser neuen Ausrichtung positionieren 
wir uns künftig neben dem Wind auch bei Pho-
tovoltaik, Speichertechnologien und Pow-
er-to-Gas. Zur Umsetzung dieser strategischen 
Maßnahmen wollen wir uns frühzeitig die fi-
nanziellen Mittel sichern“, beschrieb Markus 
Lesser, Vorstandsvorsitzender der PNE Wind 
AG, das Vorhaben.
Mit der zügig abgeschlossenen Platzierung der 
Anleihen habe das Unternehmen die Basis für 
eine positive Entwicklung gelegt.

Allego startet  
Europa-Projekt für 
Elektromobilität
Mit dem europäischen Projekt 
Mega-E will der Ladespezia-
list Allego die Elektromobilität 
in Metropolen vereinheitlichen 
und ausbauen. Die EU unter-
stützt das Vorhaben finanziell.   
VON ANDREAS KÖGLER

ELEKTROMOBILITÄT. Das europäische 
Projekt Mega-E (Metropolitan Greater 
Areas Electrified) ist eine Initiative von All-
ego und umfasst den Aufbau von ultra-
schnellen Ladesäulen an 322 Standorten, 
inklusive 39 multimodaler Charging Hubs 
in mindestens zehn europäischen Metro-
polen. Ziel ist es, eine europäische Schnell-
ladeinfrastruktur zu schaffen, die mit 
E-Säulen von bis zu 350 kW die Ladezeiten 
von Elektroautos der nächsten Generation 
verkürzen sowie Metropolen mit intelligen-
ten multimodalen Charging Hubs ausstat-
ten soll. 

Diese Hubs bestehen aus Park-and-Ride-Ein-
richtungen und intermodalen Knotenpunkten 
wie Bahn- und Busbahnhöfen, die sowohl ult-
raschnelles als auch langsames Laden von 
E-Taxis oder E-Bussen und somit auch 
E-Car-Sharing sowie E-Logistik am selben Ort 
ermöglichen, teilte Allego mit.

Den Angaben nach sollen die ersten Lade-
punkte ab Juni in Belgien, Dänemark, 
Deutschland, Estland, Finnland, Frank-
reich, Lettland, Litauen, Luxemburg, den 
Niederlanden, Polen, Schweden und Groß-
britannien installiert werden. Dabei setzt 
Allego auf offene Standards und will ein in-
teroperables Ladenetzwerk aufbauen, das 
für alle Autotypen sowie Nutzer zugänglich 
ist. Weitere Details zu den Standorten und 
zu den Standortpartnern will das Unterneh-
men noch zu einem späteren Zeitpunkt mit-
teilen.

Von der Exekutivagentur für Innovation 
und Netze (INEA) der EU-Kommission hat 
Allego die schriftliche Vereinbarung erhal-
ten, dass Brüssel das Mega-E-Projekt mit 
29 Mio. Euro unterstützen wird. Das Pro-
jekt beruht auf der Vision, welche die EU 
2009 mit der Entwicklung des Innovations-
clusters im TEN-V/CEF-Programm entwi-
ckelt hat.

Erneuerbare günstiger als Kernkraft
Eine Studie vergleicht die Stromgestehungskosten von Kernkraft-
werken mit denen erneuerbarer Energien. Fazit: Atomstrom ist oft 
teurer als regenerativer.  VON JONAS ROSENBERGER

STUDIE. Wenn Strom ausschließlich aus re-
generativen Quellen erzeugt würde, könne das 
kostengünstiger sein, als Strom aus Kernkraft-
werken. Das besagt die Analyse „Steuerbare 
erneuerbare Energien als Alternative zur Kern-
kraft“ des Berliner Beratungshauses Energy 
Brainpool, die im Auftrag des Stromanbieters 
Greenpeace Energy erstellt wurde.
Anlass für die Untersuchung sind geplante 
KKW-Neubauten in Polen, der Slowakei, Tsche-
chien und Ungarn, die zusammengenommen 
eine Leistung von rund 15 600 MW besitzen 
sollen. Das entspricht in etwa der zwischen 
2011 und 2022 abgeschalteten Kernkraft-
werksleistung in Deutschland. Die Stromkos-
ten nach Umsetzung dieser Projekte verglichen 
die Autoren der Studie mit denen eines kom-
plett aus erneuerbaren Energien betriebenen 
Energiesystems. Das Erneuerbaren-System 
würde den Angaben nach zu Stromgestehungs-
kosten von beispielsweise 112 Euro in Polen 
und 119 Euro pro MWh in Tschechien führen.
Dem stehe ein heutiger Kernkraft-Strompreis 
von 126 Euro pro MWh gegenüber. Laut Ein-
schätzung von Energy Brainpool sind die offi-
ziell angenommenen Stromgestehungskosten 
für die Kernkraft-Projekte in Osteuropa von 
derzeit 55 bis 89 Euro pro MWh zu niedrig an-
gesetzt. Hierbei verweisen sie auf das Referenz-
projekt des Reaktors Flamanville 3 in Frank-
reich, bei dem sich die Planwerte auf 87 bis 
126 Euro pro MWh bisher mehr als verdoppelt 
hätten.

„Warum gerade in den osteuropäischen Staa-
ten Reaktorprojekte bei gleichem Sicherheits-
standard günstiger werden sollten als in Frank-
reich oder Großbritannien, ist nicht 
ersichtlich“, sagte Mit-Studienautor Fabian Hu-
neke.
Die Autoren erklären darüber hinaus, dass die 
Kosten für Erneuerbare unter bestimmten Um-
ständen sogar auf bis zu 100 Euro pro MWh 
sinken könnten.
Zudem könne auch bei einer Erzeugung aus 
rein volatilen Quellen die Versorgungssicher-
heit in gleichem Maße gewährleistet werden 
wie mit konventionellen Kraftwerken. Um dies 
sicherzustellen, müssten Stromüberschüsse 
aus Wind- und Solarkraft per Elektrolyse in 
Wasserstoff umgewandelt und gespeichert wer-
den. In teils eigens für diesen Zweck gebauten 
Gaskraftwerken könne das Gas bei Bedarf an-
schließend wieder in Strom umgewandelt wer-
den.
Aufgrund der Ergebnisse der Studie richtet 
Greenpeace Energy einen Appell an die Regie-
rungen der betroffenen Staaten, ihre Pläne 
zum Bau neuer Kernkraftwerke nochmals zu 
prüfen. Zudem führt der Anbieter den Jahres-
tag der Reaktorkatastrophe von Tschernobyl 
an, um auf mögliche Gefahren der Kernkraft 
hinzuweisen. Die Technologie bringe nicht nur 
„immense Kosten“, sondern auch „unbe-
herrschbare Risiken“ mit sich.
Die Studie können Sie unter www.green-
peace-energy.de als PDF-Datei abrufen.

http://www.energie-und-management.de
https://www.greenpeace-energy.de/fileadmin/docs/pressematerial/Hinkley_Point/2018-04-20_GPE_Studie_Alternativen-zur-Kernkraft_Videgrad_Final.pdf
https://www.greenpeace-energy.de/fileadmin/docs/pressematerial/Hinkley_Point/2018-04-20_GPE_Studie_Alternativen-zur-Kernkraft_Videgrad_Final.pdf
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Kraftwerk Lünen gut ausgelastet
Trotz angespanntem Marktumfeld attestiert das Stadtwerke-Netzwerk Trianel dem Kohlekraftwerk 
Lünen eine hohe technische Verfügbarkeit und gute Auslastung.  VON KAI ECKERT

UNTERNEHMEN. Mit einem Auslastungs-
grad von durchschnittlich rund 80 % ist das 
Steinkohlekraftwerk Lünen im vergangenen 
Jahr etwas weniger oft genutzt worden, als in 
den Vorjahren. Wie Trianel am 25. April mit-
teilte, konnten 2017 insgesamt 3,58 Mrd. kWh 
Strom in Lünen erzeugt werden, dies waren 
knapp 25 % weniger als 2016.

Als Ursache für den Rückgang nannte das Un-
ternehmen die notwendige Reparatur eines 
Schadens am Luftvorwärmer, wodurch der 
750 MW-Block zwischen Mitte Oktober und 
Dezember fast zwei Monate abgeschaltet war. 
Zudem habe es im April sowie in den Sommer-
monaten Juli und August turnusmäßige Revi-
sionsarbeiten an der Anlage gegeben. Die mitt-

lere Brutto-Stromerzeugung habe mit rund 
378 Mio. kWh im Monat aber leicht über den 
Produktionswerten (373 Mio. kWh) von 2016 
gelegen, teilte Trianel mit.

Auch im fünften Jahr nach der Inbetriebnahme 
bleibe das Markumfeld für das nach Angaben 
der Betreiber hocheffiziente Steinkohlekraft-
werk angespannt und setze die kommunalen 
Betreiber weiter unter Druck. Ein wirtschaft-
licher Betrieb moderner emissionsarmer Stein-
kohlekraftwerke auf Vollkostenbasis sei im be-
stehenden Energy-Only-Market nach wie vor 
nicht möglich, erklärte der Betreiber.
„Es müssen nun kurzfristig verlässliche Rah-
menbedingungen geschaffen werden. Ein kon-
kreter Fahrplan für das Auslaufen der Kohle-

verstromung mit Ausstiegsdatum darf nicht auf 
die lange Bank geschoben werden“, fordert 
Kraftwerksleiter Stefan Paul. Für das aktuelle 
fünfte Produktionsjahr 2018 rechnet er mit 
einem Betrieb auf dem Niveau der Vorjahre. 
„Signifikante Veränderungen im Markt sind 
nach unseren Prognosen nicht zu erwarten, 
sodass wir von einem normalen Kraftwerks-
jahr ausgehen“, erklärt Paul.
Nach Angaben von Trianel konnte die Anlage 
in den ersten drei Monaten dieses Jahres eine 
Auslastung von 90 % aufweisen. Aufgrund der 
vorhandenen Nachfrage für die Strom- und 
Wärmeversorgung sowie nach Leistung für die 
Systemstabilität erwartet der Kraftwerksbetrei-
ber für das Gesamtjahr eine Auslastung von 
80 bis 90 %.

MVV übernimmt Biovergärungsanlage in Dresden
Die Mannheimer MVV Energie übernimmt eine Bioabfallvergärungsanlage des zur Eggers-
mann-Gruppe gehörenden Unternehmens Kompotec in Dresden-Klotzsche.    
VON ARMIN MÜLLER

UNTERNEHMEN. Die Anlage wird seit 2017 
von der Eggersmann-Gruppe, einem Spezialis-
ten für Bauwesen und Recyclingtechnologie 
mit Sitz in Marienfeld, Ostwestfalen-Lippe, be-
trieben. Aus rund 31 000 Tonnen Bioabfall pro 
Jahr, die aus der sächsischen Landeshauptstadt 
sowie dem benachbarten Zweckverband Ab-
fallwirtschaft Oberes Elbtal stammen, produ-
ziert die Anlage in der Nähe des Dresdener 
Flughafens Biogas. Es wird in zwei Blockheiz-
kraftwerken für die Stromproduktion genutzt. 
Zum Kaufpreis haben die beiden Unternehmen 

Stillschweigen vereinbart. Der bisherige Anla-
genbetreiber Eggersmann will sich weiter auf 
die Entwicklung von Anlagen konzentrieren.
 
Für MVV ist es die erste Biogasanlage, in der 
Bioabfälle zur Vergärung eingesetzt werden. 
In den vier bestehenden Anlagen der MVV in 
Sachsen-Anhalt kommen Substrate aus der 
Landwirtschaft zum Einsatz. Die Vergärung 
von Bioabfällen soll die Kompostierung als 
Baustein der Kreislaufwirtschaft ergänzen und 
zugleich die energetische Nutzung der Abfälle 

ermöglichen. MVV arbeitet bundesweit an wei-
teren Bioabfall-Vergärungsprojekten, aktuell 
in Bernburg/Saale in Sachsen-Anhalt.
 
MVV übernimmt auch die fünfköpfige Betriebs-
mannschaft der Anlage. Gleichzeitig prüfen die 
Mannheimer eine Erweiterung der Dresdener 
Anlage von aktuell 31 000 auf 46 500 Jahres-
tonnen. Parallel will man eine Biogas-Aufbe-
reitungsanlage bauen, um aus dem Biogas Bio-
methan zu machen, das in das Gasnetz 
eingespeist werden kann.

Schleswig-Holstein Netz AG mit stabilen Zahlen
Das abgelaufene Geschäftsjahr 2017 hat die Schleswig-Holstein Netz AG größtenteils auf dem  
Niveau des Vorjahres abgeschlossen.  VON JONAS ROSENBERGER

UNTERNEHMEN. Die Schleswig-Holstein 
Netz AG (SH Netz) hat im vergangenen Jahr ei-
nen Umsatz in Höhe von rund 2,5 Mrd. Euro 
verbucht. Das teilt das Unternehmen mit. Im 
Vergleich zum Vorjahr blieb der Wert stabil. In 
den Ausbau der Energienetze investierte 
SH Netz 2017 den Angaben nach mehr als 
123 Mio. Euro (2016: rund 148 Mio. Euro).
250 Kilometer Strom- und Gasleitungen seien neu 

gebaut und 21 Umspannwerke sowie 16 Gas-
druckregelanlagen verstärkt oder errichtet wor-
den. Außerdem seien knapp 51 Mio. Euro in die 
Instandhaltung bestehender Anlagen geflossen. 
2017 wurden darüber hinaus 850 Erneuerba-
ren-Anlagen, 66 Ladesäulen und rund 9 000 neue 
Netzkunden angeschlossen, erklärt SH Netz.
Im vergangenen Jahr wurden mehr als 
14 Mrd. kWh Strom aus regenerativen Erzeu-

gungsanlagen durch das Netz des Konzerns 
durchgeleitet (+16 % im Vergleich zu 2016). 
Die Netzabgabe lag mit rund 11,3 Mrd. kWh 
auf dem Niveau des Vorjahres. Bei der Zahl der 
Anteilseigner des Unternehmens gab es eben-
falls eins Plus von sieben Kommunen. Somit 
seien inzwischen rund 1 000 Kommunen − und 
damit ein Drittel aller Städte und Gemeinden 
in Schleswig-Holstein − an SH Netz beteiligt.

http://www.energie-und-management.de
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Gazprom macht der Ukraine Hoffnung
Der russische Gaslieferant Gazprom hat Bereitschaft für Gastransite durch die Ukraine nach dem 
Ende des derzeitigen Transitvertrages im nächsten Jahr signalisiert.  VON PETER FOCHT

GASNETZ. Russisches Erdgas, das für Europa 
bestimmt ist, könnte auch nach Inbetriebnah-
me der geplanten Ostseepipeline Nord Stre-
am 2 weiter durch die Ukraine geleitet werden. 
Der 2019 endende Vertrag zwischen der rus-
sischen Gazprom und dem ukrainischen Gas-
unternehmen Naftogaz über die Durchleitung 
russischer Gaslieferungen nach Europa werde 
zwar nicht verlängert, bekräftigte jetzt in Ber-
lin Gazprom-Vize Alexander Medwedew.
Das müsse aber nicht bedeuten, dass es da-
nach keinen Transit durch die Ukraine mehr 
geben werde, ergänzte er laut deutschen und 
russischen Medienberichten bei einer Konfe-

renz des Verbandes der russischen Gasindus-
trie. Ein neuer Transitvertrag scheint also 
nicht ausgeschlossen zu sein.
Die Bundesregierung hatte in letzter Zeit mehr-
fach gefordert, der Transit durch die Ukraine 
müsse auch nach Fertigstellung der in der EU 
politisch umstrittenen Ostseepipeline Nord 
Stream 2 aufrechterhalten bleiben. Im letzten 
Jahr waren 93,5 Mrd. m3 Erdgas aus Russland 
durch das ukrainische Gastransportnetz in 
Richtung Europa und Türkei geleitet worden. 
Die Transportmenge und damit die Transitein-
nahmen der Ukraine legten gegenüber 2016 
um 14 % zu.

Den geplanten Bau der Nord Stream 2 begrün-
dete Medwedew bei der Konferenz in Berlin er-
neut mit dem dadurch zu verkürzenden Trans-
portweg zwischen den nach Norden gerückten 
neuen russischen Fördergebieten auf der Ja-
mal-Halbinsel und Deutschland. Die Transport-
route durch die Ostsee sei um 2 000 Kilometer 
kürzer als die Route durch die Ukraine. Die Ent-
scheidung für die neue Pipeline folge ökonomi-
schen Überlegungen und reagiere auf den er-
warteten Anstieg des Gasimportbedarf in 
Europa. Gegenüber dem russischen Fernsehen 
sprach der Gazprom-Vize sogar vom möglichen 
Bau einer Nord Stream 3.

Start für Wasserstoff-Projekt H2Future
Ein Jahr nach Präsentation des Gemeinschaftsprojekts von Verbund und Voestalpine zur elektrolyti-
schen Erzeugung von Wasserstoff erfolgte nun der Spatenstich in Linz.  VON KLAUS FISCHER

ÖSTERREICH. Jetzt wird es ernst mit H2Fu-
ture, einem Pilotprojekt des Verbunds und des 
Stahlkonzerns Voestalpine zur Produktion von 
Wasserstoff mit Hilfe von Strom aus erneuerba-
ren Energien. Diese erfolgt durch die elektro-
lytische Zerlegung von Wasser in Sauerstoff und 
Wasserstoff. Den Letzteren möchte die Voestal-
pine langfristig statt Kohle als Reduktionsmittel 
bei der Stahlproduktion einzusetzen. Sollte das 
gelingen, ließen sich die CO2-Emissionen im 
Vergleich zur herkömmlichen Stahlschmelze ab 
etwa 2050 um rund 80 % vermindern.
Vor rund einem Jahr hatten Verbund-General-

direktor Wolfgang Anzengruber und Voestalpi-
ne-Vorstandschef Wolfgang Eder gemeinsam mit 
Siemens-Österreich-Chef Wolfgang Hesoun das 
Vorhaben präsentiert. Vor wenigen Tagen er-
folgte nun der Spatenstich für die von Siemens 
entwickelte Elektrolyseanlage („Proton Ex-
change Membrane“-Elektrolysemodul) auf dem 
Werksgelände der Voestalpine in der „Stahl-
stadt“ Linz. Der Verbund liefert den Strom, pri-
mär aus seinen Wasserkraftwerken. Die Ver-
bund-Tochter Austrian Power Grid (APG) wird 
untersuchen, ob die Elektrolyseanlage negative 
Regelenergie (Regellast) bereitstellen kann.

Das Elektrolysemodul wird als weltgrößtes sei-
ner Art bezeichnet. Es hat eine Anschlussleis-
tung von 6 MW und kann bis zu 1 200 m3 Was-
serstoff pro Stunde erzeugen. Geplant ist, die 
Anlage im Frühjahr 2019 in Betrieb zu neh-
men. Bei der Wasserstofferzeugung wird ein 
Wirkungsgrad von 80 % angestrebt. Die Inves-
titionskosten für H2Future belaufen sich auf 
rund 18 Mio. Euro, von denen die Europäische 
Kommission 12 Mio. Euro trägt. Sie hat das 
Vorhaben als eines der „Flaggschiffe“ im Rah-
men ihres Joint Undertaking für Fuel Cells & 
Hydrogen (FCH JU) anerkannt.

Erneuerbare immer wichtiger
Seit vielen Jahren entwickeln sich erneuerbare Energien zunehmend zu einem gewichtigen Wirt-
schaftsfaktor in Deutschland. Auch 2017 ist diese Entwicklung weiter vorangeschritten.   
VON JONAS ROSENBERGER

REGENERATIVE. 2017 haben sich im Bereich 
der erneuerbaren Energien die wirtschaftlichen Im-
pulse aus dem Anlagenbetrieb sowie die Investitio-
nen in neue Anlagen erhöht. Das meldete die Agen-
tur für Erneuerbare Energien (AEE) unter Berufung 
auf Zahlen der Bundesregierung. Die Umsätze aus 
dem Betrieb bestehender EEG-Anlagen seien durch 
den wachsenden Anlagenpark kontinuierlich ge-
stiegen und lagen 2017 bei 16,2 Mrd. Euro (+3 % 
gegenüber 2016). Den größen Anteil hatte hierbei 
die Bioenergie mit 10,5 Mrd. Euro (65 %). Dies sei 

unter anderem auf die Beschaffung nachwachsen-
der Rohstoffe zurückzuführen. 
Bei den Neuinvestitionen des vergangenen Jah-
res, die laut AEE ebenfalls 16,2 Mrd. Euro be-
trugen, sei besonders die Windkraft mit 
11 Mrd. Euro anzuführen, so die AEE. Knapp 
70 % aller 2017 eingesetzten Mittel seien auf die 
Technologie entfallen, so dass rund 1 300 MW 
Leistung auf See und rund 5 000 MW Leistung 
an Land zugebaut wurden. „Die insgesamt posi-
tive Entwicklung zeigt die Attraktivität der Er-

neuerbaren für Investoren und Gesellschaft“, 
sagte AEE-Geschäftsführer Philipp Vohrer.
Die AEE hebt zudem den wachsenden Stellenwert 
der Erneuerbaren bei Arbeitsplätzen in der Ener-
giewirtschaft hervor. So seien diese Technologien 
in vielen Regionen und Branchen laut einer Studie 
von GWS-Research zu einem Jobmotor geworden. 
Seit dem Jahr 2000 sei die Zahl der Beschäftigungen 
demnach von rund 550 000 auf 690 000 im Jahr 
2016 gestiegen. Diese Entwicklung sei maßgeblich 
auf den Erneuerbaren-Ausbau zurückzuführen.
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Verbände fordern klare Regeln für Glasfaserausbau
Die Telekommunikationsverbände Breko, ANGA, Buglas und VATM sowie der VKU und der Deut-
sche Landkreistag fordern Regulierungserleichterungen für den flächendeckenden Glasfaseraus-
bau.  VON KAI ECKERT

TELEKOMMUNIKATION. In einem Schrei-
ben an Bundesverkehrsminister Andreas 
Scheuer (CSU), Wirtschaftsminister Peter Alt-
maier (CDU) und Kanzleramtschef Helge 
Braun (CDU) appellieren die Verbände an die 
Politik, sich in Brüssel für klare Bedingungen 
für einen flächendeckenden Glasfaserausbau 
im Wettbewerb einzusetzen. Im sogenannten 
Trilog-Verfahren sind am 25. April die Ver-
handlungen zwischen EU-Parlament, Minister-
rat und EU-Kommission zur Überarbeitung des 
EU-Telekommunikationsrechtsrahmens in die 
heiße Phase eingetreten. Dieser sogenannte 
TK-Kodex wird auch das deutsche Telekommu-
nikationsgesetz (TKG) grundlegend verändern 

und stelle somit die Weichen für den wettbe-
werblichen Glasfaserausbau und damit für die 
Erreichung der im Koalitionsvertrag vereinbar-
ten Breitband-Ausbauziele.
Strittig ist nach Angaben der Verbände, ob und 
inwieweit nicht marktbeherrschende Telekom-
munikationsnetzbetreiber, etwa aus dem 
Stadtwerke-Umfeld, entgegen dem seit der Li-
beralisierung bewährten Ansatz der asymme-
trischen Regulierung nun erstmals Verpflich-
tungen auferlegt werden sollen. Zudem gehe 
es darum zu klären, ob die Deutsche Telekom 
mit ihren Wettbewerbern ernsthaft beim Glas-
faserausbau zusammenarbeiten muss, um 
selbst von Regulierungserleichterungen profi-

tieren zu können oder ob diese Erleichterun-
gen bedingungslos und pauschal gewährt wer-
den.
In ihrem Schreiben treten die Verbände gegen 
neue Verpflichtungen und für eine echte Zu-
sammenarbeit beim Glasfaserausbau ein. Zu-
gleich unterstreichen sie ihre Forderungen 
nach einer dringenden Annäherung an die vor-
liegenden Vorschläge der EU-Kommission und 
des EU-Parlaments. Bei ihren Forderungen zie-
hen die Verbände auch eine Löschung der pro-
blematischen Passagen in Betracht, weil an-
dernfa l l s  der  im Koal i t ionsver trag 
festgehaltene Netzinfrastrukturwechsel hin zur 
Glasfaser bis in alle Gebäude in Gefahr sei.

Deutscher Strom-Terminhandel drückt EEX-Ergebnis
Die kommende Preiszonenaufspaltung hat Spuren in der Bilanz der Leipziger Börse hinterlassen. 
Dennoch sieht EEX-Chef Peter Reitz eine stabile Entwicklung und erwartet ein Rekordjahr.   
VON ANDREAS KÖGLER

BILANZ. Die EEX-Gruppe hat im Geschäfts-
jahr 2017 Umsatzerlöse von 225,3 Mio. Euro 
erwirtschaftet. Damit gab der Wert im Ver-
gleich zum bisherigen Rekordjahr 2016 um 
rund 4 % nach. Wie die Leipziger Börse mit-
teilte, verringerte sich der Jahresüberschuss 
von 57,7 auf 53,9 Mio. Euro.
"Angesichts des schwierigen regulatorischen 
Umfeldes und des damit verbundenen deutli-
chen Rückgangs der Transaktionserlöse am 
Strom-Terminmarkt sind wir mit diesem Er-
gebnis sehr zufrieden", erklärte EEX-Finanz-
vorständin Iris Weidinger bei der Vorlage der 
Finanzzahlen.
Vor genau einem Jahr hatte die Leipziger Börse 
angesichts der kommenden Aufspaltung der 
deutsch-österreichischen Strompreiszone einen 
neuen Termin-Kontrakt (Phelix-DE Future) auf-
gesetzt, der alleine für das deutsche Marktge-
biet gültig ist. Die Preiszonenteilung hatte den 
Angaben nach die Marktteilnehmer verunsi-
chert, in der Folge gingen die Umsätze bei den 
Strom-Terminkontrakten zurück. "In kürzester 
Zeit und enger Absprache mit unseren Markt-
teilnehmern haben wir mit dem Phelix-DE Fu-

ture ein Produkt eingeführt, das dieser Entwick-
lung Rechnung trägt und das Vertrauen in den 
Markt zurückgebracht hat", sagte Peter Reitz, 
Vorstandsvorsitzender der EEX.

Wachstum außer im Strom-Termin-
markt
Im Strom-Terminhandel brachen die Transak-
tionserlöse im abgeschlossenen Geschäftsjahr 
um 27 % auf 63,6 Mio. Euro ein, das Handels-
volumen rutschte von 3,9 auf 3,2 Mrd. MWh 
ab. Positiv entwickelten sich dagegen die kurz-
fristigen Strommärkte: Im Spothandel der 
Epex Spot nahmen die Transaktionserlöse um 
3 % auf 67,7 Mio. Euro zu und erreichten da-
mit einen neuen Rekordwert.
Im Bereich Erdgas stiegen die Transaktionser-
löse der Gashandelsplattform Pegas im vergan-
genen Jahr um 15 % auf 38,8 Mio. Euro. Vor al-
lem das Spotmarkt-Volumen kletterte mit einem 
Plus von 24 % deutlich auf 827,7 Mio. MWh. 
Am Terminmarkt, der Ende des Jahres 2017 auf 
die Handelsplattform T7 überführt wurde, 
konnten die Handelsvolumina um 6  % auf 
1,1Mrd. MWh ausgebaut werden.

Beim Geschäftsbereich Umweltprodukte, der 
auch den Handel mit europäischen Emissions-
rechten abdeckt, verbuchte die Leipziger Bör-
se Transaktionserlöse von 0,4 Mio. Euro (Vor-
jahr 0,5  Mio.  Euro). Das Volumen am 
Frachtmarkt nahm um 8 % auf 473 149 Kon-
trakte zu, die Transaktionserlöse an den Agrar-
märkten stiegen um 17 % auf 0,4 Mio. Euro.
Nach dem Rekordjahr 2016 sieht das EEX-Ma-
nagement beim Geschäftsjahr 2017 insgesamt 
eine stabile Entwicklung. Die eingeleitete Di-
versifizierungsstrategie auf verschiedene Märk-
te sei erfolgreich verlaufen, heißt es aus Leip-
zig. "Wir werden unseren Wachstumskurs 
weiter fortsetzen. Die Handelsvolumina in un-
seren Märkten entwickelten sich im ersten 
Quartal 2018 vor allem an den Märkten für 
Erdgas und Emissionsrechte positiv. Am 
Strom-Terminmarkt konnten wir unseren 
Marktanteil in den größten Märkten Deutsch-
land, Frankreich, Spanien, Italien und den Nie-
derlanden im Vergleich zum Gesamtjahr 2017 
steigern. Wir erwarten, dass 2018 wieder ein 
Rekordjahr für die EEX Group wird", zeigte 
sich Reitz optimistisch.
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Gas: Kühles Wetter beflügelt
In Erwartung weiter sinkender Temperaturen ist die Gasnachfrage 
am Mittwoch weiter angestiegen, wodurch die Märkte mehrheit-
lich fester tendiert haben.  VON KAI ECKERT

MARKTKOMMENTAR. Vor allem am kurzen 
Ende nahmen die Notierungen zu, erklärte ein 
Marktbeobachter. Nach Angaben von Markt-
teilnehmern habe sich das britische Gassystem 
weiter verengt, nachdem Probleme an den 
Gasleitungen aus Norwegen gemeldet wurden 
und sich die Gaslieferungen deshalb etwas ver-
ringert haben. Entscheidend sei aber vor allem 
die kühlere Witterung, die für die heutigen 
Preisaufschläge verantwortlich sei, hieße es 
aus Handelskreisen. Im kontinentalen Handel 
zogen die Preise dagegen nur moderat an.

Am britischen NBP legte der Day Ahead um 
0,75  p auf 51,50  p/th (umgerechnet 
20,11 Euro/MWh) zu, Lieferungen für Mai ver-
teuerten sich um 0,30  p auf 50,90  p/th 
(19,87 Euro/MWh). Im deutschen Marktgebiet 
von NCG verteuerte sich der Day Ahead um 
3 Cent auf 19,83 Euro/MWh, der Mai-Kontrakt 
sieg auf 19,90 Euro/MWh und lag damit eben-
falls 3 Cent im Plus.

(1 Euro = 0,8739 GBP)

Strom: Leichte Korrektur
Die Terminnotierungen im deutschen Stromhandel gaben am 
Mittwoch etwas nach, ein Abwärtstrend scheint jedoch noch  
auszubleiben.  VON ANDREAS KÖGLER

MARKTKOMMENTAR. Das Jahresband Ba-
seload 2019 verbilligte sich im OTC-Termin-
handel laut Broker-Daten um 20  Cent auf 
37,75 Euro/MWh, der Frontmonat Mai Baselo-
ad rutschte um 20 Cent auf 31,50 Euro/MWh 
ab. Marktteilnehmer verwiesen bei der Preis-
analyse auf schwächere Vorgaben aus dem Koh-
lehandel, die allerdings durch zuletzt gestiege-
ne CO2-Preise abgemildert wurden. Insgesamt 
befinde sich der Strom-Terminhandel in einer 

stabilen Seitwärtsbewegung, hieß es. Bewe-
gung könnte es erst im kommenden Jahr geben: 
Laut einer Analysten-Prognose könnten die 
Kohlepreise 2019 um mehr als 10 % absacken.
Im OTC-Spothandel wurde Baseload für Don-
nerstag bei 31,40 Euro/MWh verkauft, Peak-
load kostete 31,50 Euro/MWh. Das im Ver-
gleich zu gestern etwas festere Preisniveau 
begründeten Händler mit einer geringeren 
Windprognose.
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